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Nach § 1666 Abs. 2 BGB ist in der Regel anzu-
nehmen, dass das Vermögen des Kindes gefährdet ist,
wenn der Inhaber der Vermögenssorge seine Unter-
haltspflicht gegenüber dem Kind verletzt. Dies ist
vorliegend der Fall. Der Kindesunterhalt ist unstrei-
tig tituliert. Der Vater hat sich zuletzt noch im Juli
2009 bereiterklärt, wenigstens den Mindestunterhalt
in Höhe von 240,- Euro für seine Tochter zu bezah-
len. Unstreitig erbringt er diesen Mindestunterhalt
jedoch nicht, sondern leistet lediglich 158,00 Euro
monatlich an die Unterhaltsvorschusskasse. Nach ei-
genen Angaben im Schriftsatz vom 28.04.2009 (I,
115) verfügt er dabei über Einkünfte aus seiner
selbstständigen Tätigkeit nach Abzug von Kranken-
versicherung, Steuern und ähnliches in Höhe von ca.
1.500,00 Euro. Den Prozesskostenhilfeunterlagen
lässt sich entnehmen, dass er im Zeitraum Mai 2008
bis 30.06.2008 immerhin einen Bruttoarbeitslohn in
Höhe von 4.591,00 Euro erzielte. Unstreitig ist, dass
trotz dieser bestehenden Leistungsfähigkeit, der An-
tragsgegner nicht freiwillig Unterhaltszahlungen er-
brachte, sondern dass insoweit wiederholt Zwangs-
vollstreckungsmaßnahmen eingeleitet werden muss-
ten. Nach eigenen Angaben ist er hochverschuldet,
befindet sich anhaltend in einer sehr angespannten
finanziellen Situation und kurz vor der Privatinsol-
venz. Der Vater ist offenbar nicht in der Lage, seine
eigenen finanziellen Probleme in den Griff zu be-
kommen. Obgleich er bereits seit August 2008

selbstständig ist, existiert weder eine betriebswirt-
schaftliche Auswertung noch ein ordnungsgemäßer
Jahresabschluss. Angesichts der jahrelangen Ausein-
andersetzungen über die Beitreibung des Unterhalts
ist es der Mutter nicht zuzumuten, in diesem Teilbe-
reich der elterlichen Sorge mit dem Vater zu koope-
rieren. Insoweit ist verständlich, dass die Mutter jegli-
ches Vertrauen in den Vater verloren hat.

[…] Die Zulassung der Rechtsbeschwerde ist
nicht veranlasst (§ 621e Abs. 2 ZPO).

Beschluss
BGH, § 78 Abs. 2 FamFG
Verfahrenskostenhilfe und Beiordnung im
Umgangsverfahren

1.) Ist eine Vertretung durch einen Rechtsanwalt
nicht vorgeschrieben, ist dem Beteiligten im Rahmen
der bewilligten Verfahrenskostenhilfe ein Rechtsan-
walt beizuordnen, wenn dies wegen der Schwierig-
keit der Sach- und Rechtslage erforderlich ist. Ent-
scheidend ist dabei, ob ein bemittelter Rechtssuchen-
der in der Lage des Unbemittelten vernünftigerweise
einen Rechtsanwalt mit der Wahrnehmung seiner
Interessen beauftragt hätte.

2.)Die gebotene einzelfallbezogene Prüfung lässt
eine Herausbildung von Regeln, nach denen der mit-
tellosen Partei für bestimmte Verfahren immer oder
grundsätzlich ein Rechtsanwalt beizuordnen ist, re-
gelmäßig nicht zu. Ein Regel-Ausnahme-Verhältnis
ist nach der gebotenen individuellen Bemessung
deswegen nicht mit dem Gesetz vereinbar.

3.) Das Verfahren kann sich für einen Beteiligten
auch allein wegen einer schwierigen Sachlage oder al-
lein wegen einer schwierigen Rechtslage so kompli-
ziert darstellen, dass auch ein bemittelter Beteiligter
einen Rechtsanwalt hinzuziehen würde. Jeder der ge-
nannten Umstände kann also die Beiordnung eines
Rechtsanwalts erforderlich machen.

4.) Die Erforderlichkeit zur Beiordnung eines
Rechtsanwalts beurteilt sich auch nach den subjekti-
ven Fähigkeiten der betroffenen Beteiligten.

5.) Auch wenn der Grundsatz der Waffengleich-
heit kein allein entscheidender Gesichtspunkt für die
Beiordnung eines Rechtsanwalts im Rahmen der
Verfahrenskostenhilfe mehr ist, kann der Umstand
der anwaltlichen Vertretung anderer Beteiligter ein
Kriterium für die Erforderlichkeit zur Beiordnung ei-
nes Rechtsanwalts wegen der Schwierigkeit der Sach-
oder Rechtslage sein.
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